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Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan  
„Allmandäcker - 1. Änderung“          
 
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes „Allmandäcker - 1. Änderung“ treten alle bisherigen planungsrechtli-
chen Festsetzungen in diesem Geltungsbereich außer Kraft. 
 
 
RECHTSGRUNDLAGEN 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichte-
rung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland vom 22. April 1993 
(BGBl. I S. 466) 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (PlanzV 90) 
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58, BGBl. III 213-1-6) 
 
In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird Folgendes festgesetzt: 
 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  § 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. BauNVO 
 
1.  Art der baulichen Nutzung    § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO 
 
1.1 Gewerbegebiet     § 8 BauNVO, § 1 Abs. 4, 5, 6 und 9 BauNVO 
 
1.1.1  Gewerbegebiet GE 1 
 
1.1.1.1 Zulässig sind 

 Gewerbebetriebe aller Art (siehe auch Ziff. 1.1.1.2/1.1.1.3), Lagerhäuser, Lagerplätze und öf-
fentliche Betriebe 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
 
1.1.1.2 Nicht zulässig sind 

 Eigenständige Einzelhandelsbetriebe 
 Tankstellen 
 Anlagen für sportliche Zwecke 
 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebslei-

ter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse un-
tergeordnet sind.  

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
 Vergnügungsstätten 

 
1.1.1.3 Ausnahmen 

Einzelhandelsbetriebe, die im unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem 
Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetrieb stehen und diesem in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind.  
 

 
1.1.2  Gewerbegebiet GE 2 
 
1.1.2.1 Zulässig sind 

Lagerhäuser, Lagerplätze 
 



 

Mit folgenden Einschränkungen:  
In dem in der Planzeichnung besonders gekennzeichneten Bereich ist auf Grund von erheblichen 
Geruchsbelästigungen der dauernde Aufenthalt von Menschen unzulässig.  

 
1.1.2.2 Nicht zulässig sind 

 Gewerbebetriebe aller Art und öffentliche Betriebe 
 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
 Tankstellen 
 Anlagen für sportliche Zwecke 
 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebslei-

ter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse un-
tergeordnet sind.  

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
 Vergnügungsstätten 

 
 
1.2 Sondergebiet (SO)    § 11 Abs. 1, 2 BauNVO 
 
1.2.1 Zweckbestimmung 

Errichtung von landwirtschaftlichen Schuppen 
 
1.2.2 Zulässig ist 

 das Unterstellen von landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten  
 die Lagerung von Ernteerzeugnissen und Holz 

 
 
2. Maß der baulichen Nutzung   § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO  

 
Das Maß der baulichen Nutzung ist durch Planeintrag von Grundflächenzahl (GRZ) bzw. durch die 
Festlegung der Größe der Grundflächen in Verbindung mit der Höhe der baulichen Anlagen festge-
setzt.  

 
2.1 Grundflächenzahl (GRZ), Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen 

§§ 16, 17 und 19 BauNVO 
 

2.1.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 
Die höchstzulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 ist durch Planeintrag festgesetzt.  
 

2.1.2 Sondergebiet (SO) 
Die Größe der Grundflächen der Schuppen ergibt sich aus dem festgelegten Schuppentyp, der in der 
Systemskizze „Bauliche Gestaltung“ vom 14.01.2009 dargestellt ist. Die Größe der Grundfläche be-
trägt bei einer Abmessung von 6,0 m x 10,0 m je Schuppenmodul (Einzelschuppen) 60,0 m².    
Die einzelnen Schuppen sind so miteinander zu verbinden, dass eine Gebäudereihung von mindes-
tens 2 bis maximal 4 Einzelschuppen entsteht. Zwischen den einzelnen Schuppeneinheiten ist ein 
Abstand von 6,5 m einzuhalten. 
 
Die Systemskizze „Bauliche Gestaltung“ vom 14.01.2009 ist Bestandteil des Bebauungsplans.  

 
 
2.2 Höhe der baulichen Anlagen   §§ 16, 18 BauNVO 

 
2.2.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch Höchstmaß der Firsthöhe (FH max.) bzw. durch Höchst-
maß der Dachoberkanten (OK max.) festgesetzt, siehe Planeintrag. 
Firsthöhe (FH max.)  
 
Die Firsthöhe wird bei Satteldächern vom Höhenbezugspunkt bis zum Schnittpunkt Oberkante Dach-
haut der geneigten Hauptdachflächen gemessen. Bei Pultdächern entspricht die festgesetzte maxi-



 

male Firsthöhe der maximalen oberen Wandhöhe, d.h. dem Schnittpunkt der Außenkante des Ge-
bäudes mit der Oberkante Dachhaut. 
 
 Dachoberkante (OK max.) 
Bei Gebäuden mit Flachdächern sind die Dachoberkanten als Höchstmaß festgelegt. 
Die Obergrenze der Höhe baulicher Anlagen über dem Höhenbezugspunkt wird durch OK max. defi-
niert. 
 
Höhenbezugspunkt ist die Hinterkante der für die Erschließung des betreffenden Grundstückes erfor-
derlichen öffentlichen Verkehrsfläche in Grundstücksmitte. 

 
Ausnahmsweise kann zugelassen werden, dass technisch oder funktional bedingte höhere Gebäude-
teile wie z.B. Aufzüge oder Schornsteine im Gewerbegebiet  
(GE 1/GE 2) diese Höhenangaben überschreiten, sofern sie nicht mehr als 5 % der Dachfläche ein-
nehmen.  

 
2.2.2 Sondergebiet (SO) 

Die Höhe der Schuppengebäude wird durch Höchstmaß der Traufhöhe (TH max.) festgesetzt, siehe 
Planeintrag.  
 
Die Traufhöhe wird ab Höhenbezugspunkt bis zum Schnittpunkt der Außenkante des Gebäudes mit 
der Oberkante Dachhaut gemessen. 
 
Höhenbezugspunkt ist die für die Erschließung der betreffenden Schuppeneinheit erforderliche öf-
fentliche Verkehrsfläche (Wirtschaftsweg) in Gebäudemitte.  
 

 
3. Bauweise    § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO 
 

Die Bauweise ist durch Planeintrag als offene Bauweise (o) festgesetzt.  
 
 
4. Überbaubare Grundstücksfläche § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Baugrenzen festgesetzt.  
 
 

4.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 
Lagerplätze und Lagerflächen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

 
4.2 Sondergebiet (SO) 

Innerhalb der Baugrenzen sind nur Schuppengebäude entsprechend der Systemskizze „Bauliche 
Gestaltung“ vom 14.01.2009 zulässig, diese ist Bestandteil des Bebauungsplans.  
 

 
5. Stellung der baulichen Anlagen   § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

 
 Sondergebiet (SO) 

Die in der Planzeichnung eingetragene Firstrichtung ist zwingend. 
 
 
6. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen  

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 Abs. 6 BauNVO, § 14 BauNVO, § 23 Abs. 5 BauNVO 
 
 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Nebenanlagen, die Gebäude im Sinne von § 2 Abs. 2 LBO sind, überdeckte Stellplätze und Garagen 
sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

 
7. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen/ Anbauverbotsfläche  

§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB 



 

 
In dem als nicht überbaubare Grundstücksfläche gekennzeichneten Bereich entlang der planfestge-
stellten Trasse B 28 neu (Anbauverbotsfläche) sind sämtliche bauliche Anlagen, Werbeanlagen so-
wie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO unzulässig.  

 
 
8.  Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung und Anschluss   

anderer Flächen an die Verkehrsflächen  
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

 
Entlang der planfestgestellten Trasse B 28 neu sind Ein- und Ausfahrten unzulässig. 

 
 Sondergebiet (SO) 

Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Wirtschaftsweg“ dient der Zufahrt zu den Schup-
peneinheiten. Direkte Ein- und Ausfahren zu den Schuppen sind von der Arthur-Junghans-Straße aus 
unzulässig.   

 
 
9. Versorgungsflächen    § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB  
 

In der Planzeichnung ist eine Fläche für eine Umspannstation festgesetzt.  
 
 
10 Grünflächen   § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

 
10.1 Öffentliche Grünflächen 

 
Zweckbestimmung Eingrünung / Durchgrünung 
Die im zeichnerischen Teil festgesetzte öffentliche Grünfläche ist als Wiese anzulegen; geeignet ist 
die Einsaat einer pflegeextensiven Gras-Kräuter-Mischung oder eine Heublumensaat aus umliegen-
den Flächen.  
 
Die Einfahrtsbereiche zu den einzelnen Schuppen sind in wasserdurchlässiger Form herzustellen 
(bspw. mit Schotterrasen). Die maximale Breite der Zufahrten entspricht der Breite der zugehörigen 
Schuppeneinheit, zwischen den Einfahrten ist jeweils ein Wiesenstreifen von mindestens 6,5 m Breite 
anzulegen. Siehe auch Systemskizze „Bauliche Gestaltung“ vom 14.01.2009, diese 20.03.2001ist 
Bestandteil des Bebauungsplans.  
 
Teil der öffentlichen Grünfläche ist auch eine zeichnerisch festgesetzte Fläche zur Regelung des 
Wasserabflusses (s. Ziff. 11.2) und Flächen- bzw. Einzelpflanzgebote (s. Ziff. 14.1 und Ziff. 14.2). Da-
rüber hinaus ist im Bereich der öffentlichen Grünfläche ein Leitungsrecht festgesetzt (s. Ziff. 13). 
 

 
10.2 Private Grünflächen 

 
Zweckbestimmung Eingrünung 
Die im zeichnerischen Teil festgesetzte private Grünfläche ist als Wiese anzulegen; geeignet ist die 
Einsaat einer pflegeextensiven Gras-Kräuter-Mischung. 

 
Teil der privaten Grünfläche ist auch eine Fläche zur Regelung des Wasserabflusses (s. Ziff. 11.1) 
und Flächen- bzw. Einzelpflanzgebote (s. Ziff. 14.1 und Ziff. 14.2).  
Darüber hinaus ist im Bereich der privaten Grünfläche ein Leitungsrecht festgesetzt (s. Ziff. 13). 
 
In den Grünflächen sind Versickerungsanlagen sowie Anlagen zur Bereitstellung von Löschwasser 
(z.B. Löschwasserteiche) zulässig.  
 

 
 
 
 



 

11 Flächen für die Regelung des Wasserabflusses     § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB 
 
11.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2)  

Zur Aufnahme von Niederschlagswasser bei Regenereignissen über dem Bemessungsansatz der 
Versickerungsanlagen ist entlang der südlichen Bebauungsplangrenze entsprechend der Plan-
zeichnung ein offener Graben herzustellen. Bei der Herstellung und Gestaltung des Grabens sind 
die Hinweise Ziff. 5 zu beachten. 

 
11.2 Sondergebiet (SO) 

Zur Aufnahme des Niederschlagswassers, welches nicht von den begrünten Dächern aufgenom-
men werden kann, ist entlang der nordöstlichen Bebauungsplangrenze entsprechend der Plan-
zeichnung ein offener Graben herzustellen. Dieser ist mit dem neu herzustellenden Graben entlang 
der südlichen Bebauungsplangrenze zu verbinden. Bei der Herstellung und Gestaltung der Gräben 
sind die Hinweise Ziff. 5 zu beachten. 

 
 
12 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft   

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

 
12.1 Bodenschutz 
 

Im Bereich der zu überbauenden Fläche - einschließlich der Baustellenzufahrt und der Lagerflächen 
- ist der Oberboden 30 cm tief abzugraben, zwischenzulagern und nach Beendigung der Maßnah-
me wieder aufzubringen. Vor dem wieder aufbringen ist eine Tiefenlockerung des Unterbodens vor-
zunehmen. 

 
 
12.2 Grundwasserschutz 
 
12.2.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2)  
 Es sind Anlagen zur Versickerung von unbelasteten Niederschlagswässern von Dach- und Hofflä-

chen auf den Baugrundstücken zu Lasten der jeweiligen Grundstückseigentümer dauerhaft zu 
schaffen. Die ordnungsgemäße Unterhaltung der Anlagen obliegt den Grundstückseigentümern. 

 
Drainagen mit Anschluss an die öffentliche Kanalisation sind nicht zulässig. 

 
12.2.2 Sondergebiet (SO) 

Um eine Verunreinigung des Grundwassers mit Treib- und Schmiermittel zu verhindern, sind die 
Fußböden der Gebäude in dichtem Beton auszuführen. 

 
 
12.3 Minimierung der Versiegelung  
 
12.3.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2)  

Hof- und Stellplatzflächen sowie nur zeitweise befahrene Wege sind mit wasserdurchlässigen Belä-
gen wie zum Beispiel Rasenpflaster, Fugenpflaster oder Schotterrasen herzustellen.  
Bereiche gewerblich genutzter Lagerflächen, auf denen wassergefährdende Stoffe gelagert werden 
sowie stark frequentierte Hofflächen wie Standflächen, Be- und Entladeflächen sind zum Schutz des 
Grundwassers mit wasserundurchlässigen Belägen herzustellen. Die anfallenden Niederschlagswäs-
ser sind der öffentlichen Kanalisation zuzuführen.  

 
12.3.2 Sondergebiet (SO)  

Der Wirtschaftsweg und die Einfahrtsbereiche zu den Schuppen sind mit einem wasserdurchlässigen 
Belag (zum Beispiel Wassergebundene Wegedecke/ Schotter oder Schotterrasen) herzustellen.  

 
 
 
 
 



 

12.4 Einsatz insektenschonender Lampen und Leuchten 
 
Für Straßen-, Hof- und Gebäudebeleuchtung sowie der Beleuchtung von Werbeanlagen sind insek-
tenschonende Leuchtmittel zu verwenden. Bei der Bauart von Lampen und Leuchten ist darauf zu 
achten, dass keine Fallen für Insekten entstehen.  

 
 
13. Leitungsrecht § 9 Abs. 1 Nr. 21  BauGB  

 
Im Bebauungsplangebiet wird zu Gunsten der Fair Energie GmbH ein Leitungsrecht für eine Hoch-
druckerdgasleitung festgesetzt. Im Bereich des Leitungsrechtes sind folgende Nutzungsbeschrän-
kungen zu beachten:  
 Jede Überbauung (auch z.B. durch Zaunsäulen, Schilder) ist unzulässig 
 Ablagerung von Material ist unzulässig 
 Pflanzung von Bäumen ist unzulässig, bestehende Bäume sind zu entfernen 
 Geländeniveauveränderungen sind unzulässig; geringfügige Veränderungen bedürfen der Zu-

stimmung der Fair Energie GmbH 
 Die Oberflächengestaltung ist mit der Fair Energie GmbH abzustimmen 
 Leitungsverlegungen im Bereich des Leitungsrechtes bedürfen eines Kreuzungsvertrages und 

sind nach Möglichkeit zu vermeiden 
 Es muss jederzeit die Zugänglichkeit für Wartungs-, Kontroll- und Instandsetzungsarbeiten ge-

währleistet sein.  
 
 
14. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a  BauGB  
 

Entsprechend den Festsetzungen des zeichnerischen und textlichen Teils sind von den Bauherren 
Anpflanzungen vorzunehmen.  
 
Zur Erfüllung aller Pflanzverpflichtungen sind nur Pflanzen gemäß den Artenlisten unter Ziff. 11 der 
Hinweise zulässig. Für weitergehende Anpflanzungen über die Pflanzverpflichtung hinaus wird die 
Verwendung von Pflanzen aus den Artenlisten empfohlen.  
 
Die erstellten Neupflanzungen sind ordnungsgemäß zu pflegen.  

 
Von den festgesetzten Standorten für Einzelbaumpflanzungen kann aus technischen Gründen (Lei-
tungen, Zufahrten) geringfügig abgewichen werden.  

 
 
14.1 Pflanzgebot für flächenhafte Anpflanzungen „Pfg”   
 

Entsprechend der zeichnerischen Darstellung des Bebauungsplans sind auf den öffentlichen und 
privaten Grünflächen flächenhafte Anpflanzungen festgesetzt (s. Ziff. 10.1 und 10.2).   
 
Die Flächen sind mit Gehölzen der Artenliste 1 zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der 
Pflanzabstand zwischen und innerhalb der Pflanzreihen sollte ca. 1 x 1 m betragen. 

 
 
14.2 Einzelpflanzgebot 

 
14.2.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Die festgesetzten Einzelpflanzungen im Bereich des Flächenpflanzgebots „Pfg“ sind mit standortge-
rechten, einheimischen Bäumen der Artenliste A 2 auszuführen.  
 
 
 

 
 



 

14.2.2 Sondergebiet (SO) 
Die festgesetzten Einzelpflanzungen entlang des Wirtschaftsweges sind mit standortgerechten ein-
heimischen Obstbäumen der Artenliste A 3 auszuführen. Darüber hinaus sind die festgesetzten 
Einzelpflanzungen im Bereich des Flächenpflanzgebots „Pfg“ mit standortgerechten, einheimischen 
Bäumen der Artenliste A 2 umzusetzen.  
 

 
14.3 Begrünung der privaten Freiflächen 
 

Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 
Es ist eine Begrünung von mindestens 20 % des Baugrundstückes zu gewährleisten.  
Je 500 m² ist mindestens ein Laubbaum der Artenliste 2 oder 4 zu pflanzen. Die festgesetzten Flä-
chen- und Einzelpflanzgebote werden hierauf angerechnet.  

 
 
14.4 Fassadenbegrünung 

 
 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Geschlossene Wandflächen mit mehr als 10 m Länge sind dort, wo dies technisch und vom Betriebs-
ablauf möglich ist, je 10 m Länge mit Kletterpflanzen nach Artenliste A 5 oder mit vorgesetzten be-
pflanzten Rankgerüsten zu begrünen. Die Pflanzstandorte müssen mindestens 1 m² aufweisen.  
 
Soll keine Fassadenbegrünung erfolgen, ist je 10 m Länge geschlossener Fassade vor der Fassade 
ein Baum aus der Artenliste A 4 zu pflanzen.  
 
 

14.5 Dachbegrünung 
 
Sondergebiet (SO)  
Die Dachflächen der landwirtschaftlichen Schuppen sind dauerhaft extensiv zu begrünen. Entspre-
chend den Empfehlungen des landschaftsplanerischen Gutachtens zum Bebauungsplan 
„Allmandäcker“ ist eine Substratschicht von 5 bis 10 cm auszubilden und mit Gräsern und Wildkräu-
tern gemäß Artenliste 6 dauerhaft zu bepflanzen. 
 
 

14.6 Stellplätze 
 
 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Je 5 Stellplätze ist in unmittelbarer Nähe zu den Stellplätzen ein Laubbaum entsprechend der Arten-
liste A 4 zu pflanzen. Die Pflanzfläche (Wurzelraum) muss mindestens 8 m² groß sein und Anschluss 
an den gewachsenen Boden haben.  

 
 
15. Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen   § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 
 

Die nach den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes vorzunehmenden Anpflanzungen sind dauer-
haft zu erhalten. Abgängige Bäume und Sträucher sind durch entsprechende Neupflanzungen nach 
den Artenlisten unter Ziff. 11.0 der HINWEISE zu ersetzen.  

 
 
16. Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen       § 9 Abs. 1 Nr. 

24 BauGB 
 

In dem in der Planzeichnung besonders gekennzeichneten Bereich ist auf Grund von erheblichen 
Geruchsbelästigungen der dauernde Aufenthalt von Menschen unzulässig.  

 
 
 
 



 

17. Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers   § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB 
 

Die zur Herstellung der öffentlichen Straßen- und Wegekörper notwendigen Böschungen und Rand-
einfassungen einschließlich Hinterbeton sind bis zu 1,00 m Höhendifferenz und maximal 2,00 m Tiefe 
auf den Grundstücken von den jeweiligen Eigentümern kostenfrei zu dulden.  

 
 



 

  
 

Örtliche Bauvorschriften zum Bebauungsplan  
„Allmandäcker – 1. Änderung“        
 

 
Mit Inkrafttreten dieser Örtlichen Bauvorschriften treten alle bisherigen Örtlichen Bauvorschriften in diesem 
Geltungsbereich außer Kraft.  
 
 
RECHTSGRUNDLAGE  
 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 08.08.1995 (GBl. S. 617), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25.04.2007 (GBl. Nr. 9 S. 252) 
 
 
ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN § 74 LBO  
 
1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen    § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 
 
1.1 Dachgestaltung  § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 

 
1.1.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Zulässig sind folgende Dachformen und Neigungen: 
 Satteldächer mit einer Dachneigung von 15° bis 35° 
 Pultdächer mit einer Dachneigung von 5° bis 15° 
 Flachdächer 

 
Dachaufbauten, Lüftungsöffnungen sind ebenso wie Anlagen zur photovoltaischen und thermischen 
Solarnutzung zulässig.  
 
Bei der Farbgebung der Dächer sind nur gedeckte Farbtöne zulässig. Grelle leuchtende Farben und 
reflektierende Materialien sind mit Ausnahme von Anlagen zur photovoltaischen Solarnutzung unzu-
lässig.  
 
Für die Dacheindeckung darf nur solches Material verwendet werden, das keine Belastung des Bo-
dens durch die Versickerung von Dachflächenwasser darstellt. Begrünte Dächer sind zulässig, Me-
talldächer sind nur beschichtet zulässig.  

 
1.1.2 Sondergebiet (SO) 

Es sind Pultdächer mit einer Dachneigung von 3° bis 10° zwingend vorgeschrieben.  
Die Dächer sind entsprechend der Systemskizze „Bauliche Gestaltung“ vom 14.01.2009 mit einem 
Gefälle in nordöstlicher Richtung herzustellen.  
 
Dachaufbauten und -einschnitte sind nicht zulässig.  
 
Die Dächer sind extensiv zu begrünen.  
 
Für die Dacheindeckung darf nur Dachflächenmaterial verwendet werden, das keine Belastung des 
Bodens durch die Versickerung von Dachflächenwasser darstellt.  
 
 
 

 
 
 



 

1.2 Fassadengestaltung  § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 
 

1.2.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 
Bei der Farbgebung der Außenfassaden sind nur gedeckte Farbtöne zulässig. Grelle leuchtende Far-
ben und reflektierende Materialien sind mit Ausnahme von Anlagen zur photovoltaischen Solarnut-
zung sowie von Glasflächen unzulässig.  
 
Fassaden, die eine Länge von 25 m überschreiten, sind, zum Beispiel durch Fenster oder Gebäude-
vor- und -rücksprünge zu gliedern.  

 
1.2.2 Sondergebiet (SO) 

Die Außenwände der Gebäude und die Tore sind mit vertikaler Holzschalung zu verkleiden. Es sind 
unbehandelte Oberflächen sowie behandelte Oberflächen in Brauntönen zulässig. 
 
Fensteröffnungen in der Fassade sind unzulässig. 

 
 
1.3 Bauliche Gestaltung zusammengehöriger Einheiten  § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 

 
 Sondergebiet (SO) 

Die einzelnen Schuppeneinheiten sind in Bezug auf die Farbgebung der Fassade einheitlich vorzu-
sehen und mit einer durchgehenden Trauf- und Firsthöhe sowie einer einheitlichen Dachneigung 
auszuführen. 

 
 
2 Werbeanlagen   § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO 
 
 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Werbeanlagen dürfen nur am Ort der Leistung und nur an den Wandflächen von Gebäuden ange-
bracht oder erstellt werden. Selbstleuchtende Werbeanlagen und solche mit wechselndem bewegten 
Licht, Booster (Lichtwerbung am Himmel) sowie die Verwendung amtlicher Signalfarben (rot, grün, 
gelb) sind unzulässig. Bandartige Werbeanlagen am Gebäude dürfen nicht höher als 1,0 m und nicht 
länger als höchstens 2/3 der Fassade sein.  

 
 
3 Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundstücke   § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
 
 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Die unbebauten Flächen oder betrieblich nicht genutzten Freiflächen bebauter Grundstücke sind zu 
begrünen.  

 
 
4 Einfriedigungen  § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
 
4.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 

Einfriedigungen aus Beton, Mauerwerk oder Ähnlichem in massiver Bauweise ab einer Höhe von 
0,50 m sowie Einfriedigungen aus Stacheldraht sind unzulässig.  
Einfriedigungen gegenüber öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen sind mit Sträuchern zu 
hinterpflanzen oder zu beranken.  

 
4.2 Sondergebiet (SO) 

Einfriedigungen sind nicht zulässig. 
 
 
5 Freileitungen    § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO 
 

Sämtliche Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen sind unterirdisch zu verlegen.  
 
 
 



 

6 Höhenlage des Grundstückes    § 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO, § 10 Nr. 3 LBO 
 

Zur Vermeidung von überschüssigem Bodenaushub ist die Höhenlage der Grundstücke zu verän-
dern. Der Bodenaushub, mindestens jedoch der Mutterboden, ist unter Einhaltung sonstiger Rechts-
vorschriften (z.B. Nachbarrechtsgesetz) auf den Baugrundstücken wieder aufzubringen.  

 
 
7 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser    § 74 Abs. 3 

Nr. 2 LBO 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Anlagen zur Versickerung von unbelasteten Nieder-
schlagswässern von Dachflächen und Hofflächen auf den Baugrundstücken zu Lasten der jeweiligen 
Grundstückseigentümer dauerhaft herzustellen.  
Von diesen Versickerungsanlagen dürfen keine Schäden an Gebäuden und Anlagen ausgehen. Des-
halb sind die Mindestabstände nach dem Arbeitsblatt DWA-A 138 zu Gebäuden und Grenzen einzu-
halten.  
Die ordnungsgemäße Unterhaltung der Anlagen obliegt den Grundstückseigentümern.  
 

7.1 Gewerbegebiet (GE 1/GE 2) 
Das unbelastete Niederschlagswasser von Dach- und Hofflächen ist möglichst offen, sofern dies nicht 
ausführbar ist, geschlossen aber oberflächennah – gegebenenfalls unter Zwischenschaltung eines 
(Absetz)-Schachtes – der oder den Versickerungsmulden zuzuleiten.  
 
Die Beseitigung des unbelasteten Niederschlagswassers von Dach- und Hofflächenmittels Rigolen 
oder ähnlichen Einrichtungen ist nur zusammen mit einer flächenhaften Versickerung oder in Mulden 
über mindestens 30 cm bewachsenen Boden zulässig (Mulden-Rigolen-Systeme).  
 
Im Notfall (z.B. Brand, Havarie) muss die Möglichkeit bestehen, das anfallende Abwasser (z.B. 
Löschwasser, Öle) direkt der öffentlichen Kanalisation zuzuleiten.  
 
Bei Regenereignissen über dem Bemessungsansatz der Versickerungsanlage (siehe unter Ziff. 6 der 
Hinweise) erfolgt der Überlauf an den neu herzustellenden öffentlichen Graben entlang der südlichen 
Bebauungsplangrenze, falls dies ohne die Benutzung eines privaten Nachbargrundstückes möglich 
ist. Ist dies nicht möglich, so ist der Überlauf an die öffentliche Kanalisation anzuschließen.  
 
Belastete Niederschlagswässer sind direkt der öffentlichen Kanalisation zuzuleiten.  
 

7.2 Sondergebiet (SO) 
Zur Speicherung bzw. Rückhaltung von Niederschlagswasser sind die Dachflächen der Schuppen 
extensiv zu begrünen. Überschüssiges Dachflächenwasser ist den neu herzustellenden offenen 
Gräben entlang der nordöstlichen und südlichen Bebauungsplangrenze zuzuführen. Bei der Herstel-
lung und Gestaltung der Gräben sind die Hinweise Ziff. 5 zu beachten. 
 
 

 
ORDNUNGSWIDRIGKEIT  § 75 LBO 
 
Ordnungswidrig handelt derjenige, der diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt  
(§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO). 
 
 
 



 

 
HINWEISE 
 
 
1 Ordnungswidrigkeit  § 213 Abs. 1 Nr. 3 BauGB  

 
Wer einer in einem Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b festgesetzten Bindung für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie 
von Gewässern dadurch zuwiderhandelt, dass diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zer-
stört werden, handelt ordnungswidrig im Sinne von § 213 Abs. 1 Nr. 3 BauGB.  

 
 
2 Bodenschutz 
 

Die Bodenarbeiten (Bodenauf- bzw. abtrag) sind entsprechend vorhandener Regelwerke und Richtli-
nien (vgl. Umweltministerium Baden-Württemberg, Heft 10 und Heft 28, 1994) durchzuführen.  
Ein Massenausgleich im Gebiet ist anzustreben.  

 
 
3 Bodendenkmalpflege 

 
Sollten im Zuge der Baumaßnahmen archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brand-
schichten o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben, Metallteile, Knochen), 
ist das Landesdenkmalamt unverzüglich zu benachrichtigen. Auf § 20 DSchG (Denkmalschutzge-
setz) wird hingewiesen. 

 
 
4 Baugrund 
 

Sollten in den offenen Baugruben Unregelmäßigkeiten in der Schichtlagerung oder sonstige Fehlstel-
len zu erkennen sein, ist eine ingenieurgeologische Baugrubenabnahme mit Gründungsberatung zu 
veranlassen.  

 
Für den Geltungsbereich liegt ein Baugrund- und Gründungsgutachten vor:  
Dr. Eisele, Ingenieurgesellschaft für Umwelttechnik und Bauwesen mbH, Baugrundgutachten für das 
geplante „Gewerbe- und Schuppengebiet Allmandäcker“, in 72108 Rottenburg–Kiebingen, Landkreis 
Tübingen, Gutachten-Nr.: IUB-04-RB-0047, Rottenburg am Neckar, 26.03.2004. 
Die Ergebnisse dieses Gutachtens sind zu beachten und – soweit erforderlich – durch zusätzliche Er-
kundungen zu vervollständigen. Das Gutachten kann beim Stadtplanungsamt der Stadt Rottenburg 
am Neckar eingesehen werden.  

 
 
5 Offene Gräben und Mulden 
 

Sie sind als wechselfeuchte Standorte anzulegen und in die Bepflanzung der umgebenden Freiflä-
chen einzubeziehen. Dazu sollte eine Gras-/ Kräuteransaat erfolgen, die durch geeignete Bodende-
cker oder Hochstauden ergänzt werden kann.  
Die Gräben und Mulden sind nach Bedarf zu mähen, das Mähgut ist abzufahren.  
 
 

6 Bemessungsansatz für Versickerungsanlagen 
 

Die Bemessung der Versickerungsanlagen ist anhand der örtlichen Regenreihen für Rottenburg am 
Neckar (Kostra-Atlas) und nach den Vorgaben gemäß DWA-A 138 sowie den Empfehlungen des 
DWA-M 153 auszuführen.  
 
Die Bemessung der Versickerungsanlagen ist für verschiedene Dauerstufen in folgenden Schritten 
durchzuführen: 5 min, 10 min, 15 min, 20 min, 30 min, 45 min, 60 min, 90 min, 120 min, 180 min, 4 
h, 6 h, 9 h, 12 h, 18 h, 24 h, 48 h, 72 h.  



 

Die nachfolgenden Bemessungsparameter sind für die Dimensionierung der Versickerungsanlagen 
zu verwenden:  
Durchlässigkeitsbeiwert Mulde:  kf = 1 X 10 -5 m/s 
Durchlässigkeitsbeiwert Rigole:  kf = 1 X 10 -4 m/s 
Jährlichkeit für Mulde:   n = 0,5 
Jährlichkeit für Rigole:   n = 0,2 
Zuschlagsfaktor nach DWA:   fz = 1,2 
Drosselabfluss:   QDR = 0 l/s 

 
Jährlichkeit 

D 
n = 0,5  

rN 
n = 0,2  

rN 
5,0 min 333,6 425,4 

10,0 min 210,9 272 
15,0 min 161,4 309,5 
20,0 min 133,5 174,1 
30,0 min 102,2 134,1 
45,0 min 78,2 103,4 
60,0 min 64,7 86 
90,0 min 46,7 61,1 

2,0 h 37,1 48 
3,0 h 26,9 34,2 
4,0 h 21,3 27 
6,0 h 15,4 19,3 
9,0 h 11,3 13,8 

12,0 h 8,9 10,9 
18,0 h 6,5 7,9 
24,0 h 5,3 6,5 
48,0 h 3,3 4,1 
72,0 h 2,4 2,9 

 
 D  = Niederschlagsdauer einschließlich Unterbrechungen (in min, h) 
 rN  = Niederschlagsspende (in l/(s*ha)) 
 
 
7 Untergeschosse im Gewerbegebiet 
 

Untergeschosse sind nicht im Freispiegel entwässerbar.  
Bei Unterkellerungen ist mit Grund- oder Schichtwasser zu rechnen.  

 
 
8 Straßenausbauplan 
 

Der Straßenausbauplan ist beim Tiefbauamt einzusehen. Die Straßenhöhen sind im Zusammenhang 
mit der Ver- und Entsorgung der Baugrundstücke und der festgesetzten Bezugshöhen zu beachten.  
 
 

9 Geländeschnitte 
 

Den Bauunterlagen sind mindestens zwei amtliche Geländeschnitte über das Baugrundstück mit ein-
getragener Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) und der Anschlusshöhe der Erschließungsstraße bei-
zufügen. Die Höhenlage des Grundstückes wird im Sinne des § 10 LBO überprüft.  

 
 
10 Pflanzplan 
 

Den Bauunterlagen ist ein Pflanzplan für das Baugrundstück beizufügen.   
 
 
 



 

11 Artenlisten 
 
 
11.1 Flächenpflanzgebot „Pfg“ 
 

Artenliste 1 

Einheimische Sträucher zur Ein- und Durchgrünung 

Hasel Corylus avellana 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

Schlehe Prunus spinosa 

Zweigriffliger Weißdorn Crataegus laevigata 

Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna 

Hunds-Rose Rosa canina 

Wein-Rose Rosa rubiginosa 

Kriechende Rose Rosa arvensis 

Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 

Gewöhnliches Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 

Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus 

Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

Liguster (Rainweide) Ligustrum vulgare 

Trauben-Holunder Sambucus racemosa 

Echter Kreuzdorn Rhamnus catharticus 

 
 
11.2  Einzelpflanzgebot, Fassadenbegrünung, Stellplatzbegrünung 
 

Die unversiegelte Fläche für Einzelbaumpflanzungen muss mindestens 8 m², besser 14 m² pro 
Baum betragen. Sie ist mit einer pflegeextensiven Gras-Kräuter-Mischung anzusäen. 

 

Artenliste 2 

Großkronige Laubbäume zur Ein- und Durchgrünung 

Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 

Spitz-Ahorn Acer platanoides 

Feld-Ahorn Acer campestre 

Hainbuche Carpinus betulus 

Sommer-Linde Tilia platyphyllos 

Berg-Ulme Ulmus glabra 

Esche Fraxinus excelsior 

Mehlbeerbaum Sorbus aria 

 
 
 
 
 



 

Artenliste 3 

Einheimische Obstbäume (Feuerbrandresistente Sorten) 

Äpfel: Blauacher Wädenswil 
Börtlinger Weinapfel 
Gehrers Rambour 
Goldrenette von Blenheim 
Öhringer Blutstreifling 
Ontario 
Redfree 
Remo 
Rewena 
Rheinischer Bohnapfel 
Schweizer Orangen 
Welschisner 

Birnen: Bayerische Weinbirne 
Kirchensaller Mostbirne 
Metzer Bratbirne 
Palmischbirne 
Schweizer Wasserbirne 

Zwetschgen: Wangenheims Frühzwetschge 
Hauszwetschge 
Nancy-Mirabelle 

Walnüsse: Sämlinge oder Veredlungen (kleinerer 
Wuchs) 

 
 

Artenliste 4 

Kleinkronige Laubbäume  

(Sorten für Straßenraumbegleitende Pflanzung und Abpflanzungen zur Fassa-
den- und Stellplatzbegrünung) 

Feldahorn Acer campestre 'Elsrijk' 

Kugelesche Fraxinus excelsior 'Globosa' 

Blumenesche Fraxinus ornus  

Schwedische Mehlbeere Sorbus intermedia 'Browers' 

 
 

Artenliste 5 

Einheimische Kletterpflanzen für Fassadenbegrünung (Selbstklimmer) 

Efeu Hedera helix  

Gewöhnlicher wilder Wein Parthenocissus quinquefolia 

Kletterwein Parthenocissus tricuspidata 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

11.3  Extensive Dachbegrünung 
 

Artenliste 6 

Pflanzen für die extensive Dachbegrünung  

Schneepolster  Sedum album 

Dachwurz Sempervivum tectorum 

Kalk-Blaugras Sesleria albicans 

Perlgras Melica ciliata 

Hornkraut Cerastium tomentosum var. columnae 

Tripmadam Sedum reflexum 

Pechnelke Lychnis viscaria 'Feuer' 

Frühlingsfingerkraut Potentilla neumanniana 

Thymian Thymus serpyllum/Thymus spec. 

 
 
12.0 Baumschutz 
 

Während der Bauzeit ist jegliche Beeinträchtigung von Krone und Wurzelballen durch entsprechende 
Sicherungsmaßnahmen zu vermeiden. Ein ausreichender Baumschutz nach DIN 18920 ist zu ge-
währleisten.  

 
 
13.0 Merkblatt Baumstandorte  
 

Bei Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Kabeltrassen ist das „Merkblatt über Baumstandorte 
und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ zu berücksichtigen.  

 
 
14.0 Erschließung 

 
Den Baugenehmigungen ist der Hinweis beizufügen, dass die Zufahrt zum Plangebiet bis zum Bau 
der planfestgestellten B 28 neu mit dem Anschluss an das Plangebiet über die Neckarstraße und 
den höhenbeschränkten Bahndurchlass zur Arthur-Junghans-Straße erfolgen muss. Der Bahn-
durchlass mit einer Höhe von 3,30 m bedingt, dass nicht alle Großfahrzeuge diesen Engpass pas-
sieren können, so dass entsprechende Nutzungserschwernisse hingenommen werden müssen und 
die Zufahrt zum Gebiet mit kleineren Fahrzeugen bewerkstelligt werden muss. Nach Realisierung 
der B 28 neu und des Anschlusses können dann sämtliche Großfahrzeuge das Plangebiet anfah-
ren. Landwirtschaftliche Fahrzeuge werden weiterhin über die Neckarstraße zufahren, die ein Über-
führungsbauwerk über die B 28 neu erhält.  
 
 

15.0 Geruchsgutachten 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Allmandäcker“ wurde ein Geruchsgutachten be-
zogen auf die Kläranlage und den landwirtschaftlichen Betrieb erarbeitet. Dieses vorliegende Gut-
achten ermittelt und bewertet die Geruchsimmissionen auf der Grundlage der in Baden-
Württemberg als Verwaltungsvorschrift eingeführten Geruchsimmissionsrichtlinie GIRL vom 13. Mai 
1998. Das Gutachten kann beim Stadtplanungsamt der Stadt Rottenburg am Neckar eingesehen 
werden. 
 
 

 
 
 



 

16.0 Lärmgutachten 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Allmandäcker“ wurde ein Lärmgutachten erarbei-
tet, um mögliche Auswirkungen der planfestgestellten „B 28 neu“  
zu ermitteln. Das Gutachten kann beim Stadtplanungsamt der Stadt Rottenburg am Neckar einge-
sehen werden. 
 

 

 17.0 Landschaftsplanerisches Gutachten 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Allmandäcker“ wurde ein landschaftsplanerisches 
Gutachten erarbeitet. Das Gutachten kann beim Stadtplanungsamt der Stadt Rottenburg am Neckar 
eingesehen werden. 
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